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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In der Herbstsession 2021 nahm sich der Ständerat als Zweitrat der Änderung des DNA-
Profil-Gesetzes an. Er trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein. Wie bereits den
Nationalrat beschäftigte auch den Ständerat die Frage, welche äusserlichen Merkmale
für die Phänotypisierung aus einer DNA-Spur ermittelt werden dürfen bzw. ob die Liste
im Gesetz abschliessend sein soll. Der Bundesrat hatte im Entwurf eine
Delegationsnorm vorgesehen, die es ihm erlaubt, in Abhängigkeit vom technischen
Fortschritt weitere äusserliche Merkmale – zusätzlich zu den im Gesetzestext explizit
genannten Augen-, Haar- und Hautfarbe, biogeografische Herkunft und Alter – für die
Phänotypisierung zuzulassen. Der Nationalrat hatte diese Bestimmung entgegen dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit bestätigt. Der Ständerat tat es ihm nun gleich; die
Minderheit Sommaruga (sp, GE), die die Streichung der Delegationsnorm forderte,
unterlag mit 26 zu 17 Stimmen. Anders als die Volkskammer sprach sich der Ständerat
indes gegen die generelle Möglichkeit aus, nach einem Suizid ein DNA-Profil der toten
Person zu erstellen. Für die vorberatende RK-SR sei eine solche Stigmatisierung von
Suiziden unverständlich, zumal sich die meisten Suizide ohne vorherige Straftat
ereigneten, erläuterte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS). Bestünden
Anzeichen auf einen Zusammenhang mit einer Straftat, könne die Staatsanwaltschaft
bereits nach geltendem Recht ein DNA-Profil erstellen lassen. Die kleine Kammer folgte
ihrer Kommission diesbezüglich stillschweigend und kehrte damit zur bundesrätlichen
Version zurück. Differenzen zur Fassung des Bundesrats schuf der Ständerat hingegen
bei den Regeln über die Löschung von DNA-Profilen. Einerseits entschied die
Kantonskammer, dass DNA-Profile von Beschuldigten im Falle eines Freispruchs, einer
Nichtanhandnahme oder einer Einstellung des Verfahrens nur mit Genehmigung des
Zwangsmassnahmengerichts weiter aufbewahrt werden dürfen. Der Bundesrat wollte
diese Entscheidung der Staatsanwaltschaft überlassen. Justizministerin Karin Keller-
Sutter brachte der ständerätlichen Lösung Skepsis entgegen, verzichtete angesichts des
einstimmigen Kommissionsbeschlusses jedoch auf eine Abstimmung und kündigte an,
die Frage im Nationalrat noch einmal zur Diskussion zu bringen. Andererseits setzte der
Ständerat die Löschfrist für DNA-Profile von schuldunfähigen Täterinnen und Tätern auf
zwanzig Jahre fest. Der Bundesrat hätte diese Frist, so die EJPD-Chefin, in der
Verordnung regeln wollen, begrüsste aber die «grössere Klarheit und Transparenz» des
Kommissionsantrages, worauf dieser stillschweigend gutgeheissen wurde. Als Letztes
diskutierte die kleine Kammer die Frage, bei welchen Delikten Phänotypisierung und
Verwandtenrecherche eingesetzt werden dürfen. Der Nationalrat hatte den
bundesrätlichen Vorschlag gutgeheissen, der diese Methoden für alle Verbrechen, d.h.
Delikte mit Strafandrohung von mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe, vorgesehen hatte.
Der ständerätlichen Kommission war dieser Anwendungsbereich zu breit; sowohl die
Mehrheit als auch die Minderheit beantragten daher die Einführung eines – mehr oder
weniger umfassenden – Deliktkatalogs. Mit 31 zu 12 Stimmen nahm der Ständerat den
enger gefassten Katalog der Kommissionsmehrheit an, der nur die schwersten Delikte
abdeckt, insbesondere Gewalt- und Sexualdelikte. Nicht anwendbar sein sollen die
neuen Ermittlungsverfahren demnach bei Vermögensdelikten wie Diebstahl oder
Hehlerei. Dem so angepassten Entwurf stimmte die Ständekammer in der
Gesamtabstimmung einstimmig zu. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2021
KARIN FRICK
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Privatrecht

Der Ständerat beriet in der Sommersession 2021 die Vorlage zur Änderung der
Zivilprozessordnung zwecks Verbesserung der Praxistauglichkeit und der
Rechtsdurchsetzung als Erstrat. In einer einstündigen Rede erläuterte Philippe Bauer
(fdp, NE) als Sprecher der vorberatenden RK-SR dem Ratsplenum die rund siebzig
punktuellen Neuerungen, bevor die Ständekammer ohne Gegenantrag auf das
weitgehend unbestrittene Geschäft eintrat. Bei den allermeisten vom Bundesrat
vorgeschlagenen Anpassungen habe sich die Kommission diskussionslos dem Bundesrat
angeschlossen, erklärte Berichterstatter Bauer, nur in etwa zehn Punkten sei die
Kommission vom bundesrätlichen Vorschlag abgewichen, aber auch dies in den meisten
Fällen einstimmig. Zudem habe die Kommission rund 15 neue Anpassungen in die
Vorlage aufgenommen. Im Ständerat sorgten dann insbesondere zwei Änderungen für
ausgiebigen Diskussionsbedarf: die Frage, ob die Kantone auch Englisch als
Verfahrenssprache zulassen sollen dürfen, und eine von der Kommission
vorgeschlagene Anpassung bei den vorsorglichen Massnahmen gegen Medien. 
Die Sprachendebatte entzündete sich am Ansinnen des Bundesrates, es den Kantonen
freizustellen, nicht mehr nur ihre Amtssprache, sondern auch andere Schweizer
Landessprachen und Englisch als Verfahrenssprachen zuzulassen. Eine Minderheit Hefti
(fdp, GL) beantragte, diesen Absatz zu streichen. «Wir öffnen hier, so fast nebenbei,
eine Schleuse, die mittel- und längerfristig unglaubliche Änderungen in der
Sprachenlandschaft Schweiz bewirken wird», gab Minderheitssprecher Hefti zu
bedenken. «Wir werden damit über kurz oder lang unsere Kultur bezüglich Sprache und
Recht und Umgang aufgeben, um nach angelsächsischer Fasson selig zu werden»,
menetekelte er. Ausserdem könnten sich andere Sprachen durch die Zulassung des
Englischen diskriminiert fühlen. Mitstreiter Beat Rieder (mitte, VS) sah zudem die
Gefahr, damit einen «Wettlauf zwischen den Kantonen» anzustossen, da
englischsprachige Gerichte für die Ansiedelung internationaler Konzerne von
Bedeutung seien. Für Bundesrätin Karin Keller-Sutter war der Standortaspekt gerade
ein Argument für die neue Klausel: Nur so könnten diejenigen Kantone, die sich dafür
interessierten, internationale Handelsgerichte schaffen. Mathias Zopfi (gp, GL)
wunderte sich indessen darüber, dass sich «gestandene Föderalisten» so sehr dagegen
wehrten, in dieser Frage die kantonalen Legislativen handeln zu lassen. Mit 25 zu 17
Stimmen bei einer Enthaltung folgte der Ständerat schliesslich der Minderheit und
strich den Passus aus dem Gesetz.
Die zweite grosse Diskussion drehte sich um die Voraussetzungen, unter denen ein
Gericht vorsorgliche Massnahmen gegen Medien verhängen kann, d.h. eine Publikation
verhindern kann, um die Persönlichkeitsrechte der gesuchstellenden Personen zu
schützen. Der Ständerat entschied hier mit 30 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung
gegen den Vorschlag des Bundesrates. Durch die von der Kommissionsmehrheit
beantragte Änderung soll ein Gericht künftig vorsorgliche Massnahmen gegen Medien
verhängen dürfen, wenn die bestehende oder drohende Rechtsverletzung der
gesuchstellenden Partei einen «schweren Nachteil» verursacht oder verursachen kann.
Bisher – und wie vom Bundesrat weiterhin vorgesehen – wäre dafür ein «besonders
schwerer Nachteil» verlangt worden. (Ausführliches zu dieser Debatte siehe hier.)
In allen anderen Punkten folgte die Kantonskammer weitestgehend diskussionslos den
Anträgen ihrer Kommissionsmehrheit, denen sich auch der Bundesrat, wie Karin Keller-
Sutter in der Eintretensdebatte erklärte, «überwiegend anschliessen» konnte.
Einstimmig verabschiedete der Ständerat das Geschäft in der Gesamtabstimmung an
den Zweitrat. Der Abschreibung der Motionen Mo. 14.4008 und Mo. 17.3868 stimmte er
stillschweigend zu. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2021
KARIN FRICK

Aussenpolitik
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Das Rechtshilfeabkommen in Strafsachen mit Indonesien kam in der Frühjahrssession
2021 in den Ständerat und verursachte keinen grossen Diskussionsbedarf. Die RK-SR
beantrage einstimmig die Annahme des Staatsvertrags, teilte ihr Sprecher Beat Rieder
(mitte, VS) dem Rat mit. Mit dem Rechtshilfevertrag, der inhaltlich auf einer Linie mit
den bisherigen Rechtshilfeverträgen liege, schaffe die Schweiz die völkerrechtliche
Grundlage, damit die Justizbehörden in einer zunehmend globalisierten Welt
zusammenarbeiten können, so der Kommissionssprecher. Der Vertrag enthalte
Massnahmen, die zur Unterstützung eines Strafverfahrens im anderen Land ergriffen
werden können. Darüber hinaus nenne er Voraussetzungen für die Leistung der
Rechtshilfe, regle die Modalitäten der Durchführung und lege Situationen fest, in denen
die Rechtshilfe abgelehnt werden kann. Im Gegensatz zu bestehenden
Rechtshilfeverträgen enthalte er auch eine Bestimmung zum Datenschutz. Laut Rieder
beruht der Vertrag auf den Grundsätzen des schweizerischen Rechtshilferechts und
enthalte detailliert formulierte Bestimmungen, weshalb keine gesetzgeberische
Umsetzung notwendig sei. Rieder machte klar, dass mit den ausgebauten
wirtschaftlichen Beziehungen zu Indonesien auch der Bekämpfung von
Wirtschaftsdelikten, Geldwäscherei und Korruption eine zunehmende Bedeutung
zukomme. Die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter erklärte, dass der Vertrag mit
Indonesien ein «konkretes Bedürfnis» der Schweizer Strafverfolgungsbehörden
bediene. Der Vertrag enthalte ausserdem Garantien, dass die Schweiz nur dann
Rechtshilfe leiste, wenn keine konkreten Hinweisen auf die Verletzung von
Menschenrechten durch Indonesien im Anschluss an ein Rechtshilfeverfahren vorlägen.
Damit erfülle die Schweiz ihr innerstaatliches Recht, sowie ihre internationale
Verpflichtung. Der Ständerat nahm den Entwurf mit 43 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
einstimmig an. 
In der Schlussabstimmung bestätigte der Ständerat seinen Beschluss mit 44 Stimmen
einstimmig und auch der Nationalrat nahm das Abkommen mit 186 zu 7 Stimmen (bei 1
Enthaltung) mit überwältigender Mehrheit an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2021
AMANDO AMMANN

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In der Herbstsession 2021 beriet das Parlament den Nachtrag IIa zum Voranschlag
2021. Peter Hegglin (mitte, ZG) präsentierte die Nachtragskredite in der Höhe von CHF
644 Mio. dem Ständerat. Die FK-SR habe zwar alle bundesrätlichen Anträge
gutgeheissen, störe sich jedoch an der «Kurzfristigkeit der Botschaft», zumal den
Subkommissionen keine Zeit für eine vorgängige Beratung geblieben sei. «Nach mehr
als eineinhalb Jahren Corona-Krise sollten wir wieder zum normalen zweiteiligen
Nachtragskreditverfahren zurückkehren können», forderte der Kommissionssprecher.
Kaum Aufmerksamkeit erzielte im Ständerat die Tatsache, dass die Vorgaben der
Schuldenbremse aufgrund des Nachtragskredits nicht erfüllt werden könnten: Dieser
Nachtragskredit würde das veranschlagte Defizit im ordentlichen Budget auf CHF 2.4
Mrd. erhöhen, obwohl dieses gemäss Schuldenbremse im Jahr 2021 nur bei CHF 1.9
Mrd. liegen dürfte. Hingegen kündigte Finanzminister Maurer an, dass der Bund Ende
Jahr wohl CHF 5 Mrd. weniger an ausserordentlich verbuchten Corona-bedingten
Kreditposten benötigen werde, als im Budget vorgesehen war. Dieses Geld werde
folglich gemäss der vorgeschlagenen Änderung des Finanzhaushaltsgesetzes in den
Abbau der Covid-19-Schulden fliessen.
Diskussionen gab es in der Folge zum Antrag, dem Bundesrat die Kompetenz zur
Weitergabe von 4 Millionen Impfdosen des Covid-19-Impfstoffes AstraZeneca an die
Covax-Initiative der WHO zu erteilen. Die Covax-Initiative setzt sich für einen
weltweiten gerechten Zugang zu den Covid-19-Impfstoffen ein. Beat Rieder (mitte, VS)
fürchtete sich vor einem Reputationsrisiko für die Schweiz, wenn sie Impfstoffe, die in
der Schweiz nicht zugelassen sind, «einfach irgendwo in Drittländer exportiere[...]».
Sinnvoller sei es, der Covax-Initiative den Gegenwert der Impfstoffe in Franken zu
überweisen. Der Finanzminister anerkannte zwar den entsprechenden Vorbehalt,
erachtete diesen «Beitrag der Schweiz» ob den zahlreichen, auch europäischen
Staaten – wie der Kommissionssprecher ergänzte –, in denen der Impfstoff eingesetzt
wird, dennoch als wertvoll. Ohne Gegenstimmen, aber mit 3 Enthaltungen, nahm der
Ständerat den Nachtrag IIa sowie einstimmig den Bundesbeschluss II über die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2021 an.

Im Gegensatz zum Ständerat lagen einige Tage später im Nationalrat drei

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Minderheitsanträge Guggisberg (svp, BE) vor. So verlangten die Minderheiten, die
Nachtragskredite für das Globalbudget des BAG, den Beitrag an Gesundheitsschutz und
Prävention zur Überwachung neuer Virusvarianten und denjenigen für das Globalbudget
des BFS allesamt im Budget des EDI zu kompensieren. Der Minderheitensprecher
verwies auf die CHF 24.4 Mrd., welche zur Bewältigung der Pandemie bereits bewilligt
worden seien, sowie auf die zu erwartenden und bereits angekündigten
Budgetunterschreitungen in der Höhe von bis zu CHF 8 Mrd. – auch im EDI. Folglich
sollten diese nun zusätzlich beantragten Kredite departementsintern kompensiert
werden. Nach zahlreichen Wortmeldungen bat der Finanzminister die grosse Kammer,
auf die Kompensation zu verzichten, da damit die Transparenz verringert werde. Man
wolle Ende Jahr klar ausweisen können, was die einzelnen Kreditpositionen gekostet
haben und wo Kreditreste bleiben. «Ich glaube, wir sollten alles, was in dieser Krise
ausserordentlich passiert ist, auch ausserordentlich ausweisen», begründete der
Finanzminister seine ablehnende Haltung. Mit jeweils 140 respektive 139 zu 54 Stimmen
lehnte der Nationalrat die drei Minderheitsanträge gegen den Widerstand der SVP-
Fraktion ab. Keine Diskussionen gab es zu den übrigen Nachtragskrediten: Der
Nationalrat hiess die Zusatzkredite über CHF 411 Mio. – etwa den Kredit zur Bewältigung
der Covid-Pandemie (CHF 164 Mio.), den Kredit für die Passivzinsen (CHF 85 Mio.), den
Verpflichtungskredit «Wald 2020-2024» (CHF 100 Mio.) – sowie die Investitionen über
CHF 233 Mio. in den BIF stillschweigend gut und verabschiedete sie in der
Gesamtabstimmung mit 155 zu 39 Stimmen. Auch der Bundesbeschluss II über die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2021 wurde mit 153 zu 41
Stimmen gutgeheissen, wobei die ablehnenden Stimmen erneut von Mitgliedern der
SVP-Fraktion stammten. 4

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medien

Dans le cadre de la modification du code de procédure civile pour une meilleure
pratique et application du droit, le Conseil des États traitait notamment de la
proposition de sa commission des affaires juridiques (CAJ-CE) d'une modification de
l'article 266, relatif aux mesures provisionnelles à l'encontre des médias périodiques.
Peu connues du grand public, les mesures provisionnelles sont des outils d'urgence
donnant à la justice la possibilité d'interdire provisoirement la publication d'un article
ou d'un reportage nuisant à la réputation d'un tiers sur demande de celui-ci. Selon le
code de procédure civile, l'utilisation des mesures provisionnelles est justifiée lorsque
des critères stricts sont remplis, ceci afin de protéger la liberté d'expression et la
liberté de la presse. L'un de trois critères principal stipule que le possible préjudice
causé par la publication de l'article doit être «particulièrement grave». Par 8 voix
contre 2 et 2 abstentions, la CAJ-CE souhaitait supprimer l'adverbe
«particulièrement». 
Une minorité composée de Carlo Sommaruga (ps, GE) et Christian Levrat (ps, FR)
s'opposait  à la proposition de la commission, arguant qu'il n'existe pas de besoin d'agir
à l'heure actuelle. En effet, ni la doctrine juridique, ni la jurisprudence n'ont à un
moment ou à un autre laissé entendre qu'un changement serait nécessaire, plaidait
Sommaruga à la tribune, ajoutant qu'aucune intervention parlementaire pour une
modification ou une clarification des mesures provisionnelles n'a été déposée depuis
l'entrée en vigueur de l'article 266 du code de procédure civile en 2011. Les deux
sénateurs socialistes regrettaient également l'absence de procédure de consultation
concernant cette modification en particulier, empêchant ainsi la participation formelle
des médias à ce débat qui les concernent au plus haut point. Si la modification semblait
minime au premier abord, le passage d'un «préjudice particulièrement grave» à un
«préjudice grave» pour justifier l'interdiction provisoire de parution d'un contenu
journalistique faisait craindre une forme de censure médiatique dans le milieu de la
presse. Alors que le sénateur Thomas Hefti (plr, GL), à l'origine de la proposition,
souhaitait ainsi protéger les citoyennes et citoyens lambdas d'abus médiatiques, les
opposant.e.s soulignaient que les mesures provisionnelles sont aujourd'hui
principalement utilisées par des personnes au bénéfice d'importants moyens
financiers, qui souhaitent avant tout protéger leur image. Cependant, cette image du
«pauvre journaliste qui fait face à l'oligarque russe» ne plaisait pas à Beat Rieder
(centre, VS). Le haut-valaisan rappelait que «des grands groupes de presse, flanqués de
services juridiques bien dotés, dominent la scène médiatique» aujourd'hui. 
Alors que le Conseil fédéral recommandait de suivre la minorité, les sénatrices et

BUNDESRATSGESCHÄFT
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01.01.65 - 01.01.22 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



sénateurs se sont prononcés par 30 voix contre 12 et une abstention pour la
proposition de la commission. Les représentantes et représentants des cantons
considéraient ainsi que les critères à remplir pour bénéficier des mesures
provisionnelles restaient assez stricts pour garantir l'efficacité du travail des médias
tout en accordant une meilleure protection de la personnalité à la population. 
Cette décision a fait couler beaucoup d'encre dans la presse, qui s'est montrée très
critique vis-à-vis du Conseil des États. «La Liberté» reprochait notamment aux
parlementaires de s'être mués en «apprentis sorcier». «Incapables d'avancer un seul
exemple où l'adverbe honni aurait permis une publication dommageable», ils auraient
«bâclé leur travail» et bafoué l'appellation de «chambre de réflexion» fréquemment
attribuée à la petite chambre. Des échos similaires se sont fait entendre dans tout le
monde suisse de la presse, qui espère désormais que le Conseil National déjuge son
homologue des États. 5

1) AB SR, 2021, S. 928 ff.; NZZ, 23.9.21
2) AB SR, 2021, S. 666 ff.
3) AB NR, 2021, S. 710; AB SR, 2021, S. 2f.; AB SR, 2021, S. 337
4) AB NR, 2021, S. 1798 ff.; AB SR, 2021, S. 848 f.
5) BO CE, 2021, pp. 684 s.; TG, 4.5.21; NZZ, 5.5.21; TA, WW, 6.5.21; AZ, TA, 7.5.21; NZZ, 14.5.21; WOZ, 20.5.21; NZZ, 22.5.21; LT,
11.6.21; Lib, 12.6.21; LT, 15.6.21; CdT, 16.6.21; AZ, CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 17.6.21
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